
RE\1287162DE.docx PE754.311v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

Europäisches Parlament
2019-2024

Plenarsitzungsdokument

B9-0417/2023

2.10.2023

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG
eingereicht im Anschluss an Erklärungen des Rates und der Kommission

gemäß Artikel 132 Absatz 2 der Geschäftsordnung

zur Bestandsaufnahme des Wegs Moldaus in die EU
(2023/2838(RSP))

Dragoş Tudorache, Abir Al-Sahlani, Petras Auštrevičius, Nicola Beer, Dita 
Charanzová, Katalin Cseh, Olivier Chastel, Dacian Cioloş, Vlad 
Gheorghe, Klemen Grošelj, Bernard Guetta, Ilhan Kyuchyuk, Nathalie 
Loiseau, Karen Melchior, Javier Nart, Urmas Paet, Nicolae Dragoş 
Pîslaru, Frédérique Ries, Ramona Victoria Strugariu, Hilde Vautmans
im Namen der Renew-Fraktion



PE754.311v01-00 2/7 RE\1287162DE.docx

DE

B9-0417/2023

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Bestandsaufnahme des Wegs Moldaus 
in die EU
(2023/2838(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine jüngsten Entschließungen zur Republik Moldau,

– unter Hinweis auf das Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und 
der Europäischen Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Republik Moldau andererseits1, das eine vertiefte und umfassende Freihandelszone 
umfasst,

– unter Hinweis auf den Antrag der Republik Moldau vom 3. März 2022 auf Beitritt zur 
Europäischen Union und unter Hinweis darauf, dass der Europäische Rat dem Land in 
der Folge am 23. Juni 2022 auf der Grundlage einer positiven Bewertung durch die 
Kommission und im Einklang mit dem Standpunkt des Parlaments den Status eines 
Bewerberlandes zuerkannt hat,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 23./24. Juni 
2022 und vom 23. März 2023,

– unter Hinweis auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Republik Moldau ihren Antrag auf Beitritt zur EU am 
3. März 2022 gestellt und seit dem 23. Juni 2022 den Status eines Bewerberlands hat;

B. in der Erwägung, dass sich die Beziehungen zwischen der EU und der Republik Moldau 
seither auf der Grundlage einer gegenseitigen Verpflichtung zur Stärkung der 
politischen Assoziierung und zur Vertiefung der wirtschaftlichen Integration beider 
Seiten intensiviert haben; in der Erwägung, dass im Rahmen der Schlussfolgerungen 
des Rates vom 13. Dezember 2022 zur Erweiterung sowie zum Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozess die Notwendigkeit der weiteren Vertiefung der 
bereichsspezifischen Zusammenarbeit der EU mit der Republik Moldau und der 
Integration des Landes in den EU-Binnenmarkt betont wurde;

C. in der Erwägung, dass die Regierung der Republik Moldau einen Prozess ambitionierter 
Reformen in den Bereichen Politik, Justiz und Institutionen verfolgt und ihre 
Entschlossenheit und ihre Fähigkeit unter Beweis gestellt hat, die neun in der 
Stellungnahme der Kommission genannten Schritte zu vollziehen, um die Bedingungen 
für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen zu erfüllen; in der Erwägung, dass der 
Beitritt zur EU nach wie vor ein Prozess ist, bei dem es auf die Leistungen des 
jeweiligen Landes ankommt;

1 ABl. L 260 vom 30.8.2014, S. 4.
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D. in der Erwägung, dass die Kommission dem Rat am 22. Juni 2023 mündlich aktuelle 
Informationen über die Fortschritte der Republik Moldau geliefert hat und eine 
eingehendere Prüfung Teil der Berichte über das Erweiterungspaket 2023 zu den zehn 
Bewerbungsländern sein wird; in der Erwägung, dass die Republik Moldau enorme 
Anstrengungen unternommen und gute Erfolge bei der Erfüllung aller von der 
Kommission festgelegten Bedingungen erzielt hat; in der Erwägung, dass die 
bevorstehende Bewertung der Fortschritte der Republik Moldau durch die Kommission 
eine klare politische Botschaft aussenden und erhebliche Auswirkungen auf die Zukunft 
des Landes haben wird;

E. in der Erwägung, dass die Republik Moldau unverhältnismäßig stark vom Angriffskrieg 
Russlands gegen die Ukraine betroffen ist, der sich nach wie vor erheblich in 
humanitärer, wirtschaftlicher und sicherheitspolitischer Hinsicht auf das Land auswirkt; 
in der Erwägung, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten der Republik Moldau spürbare 
politische, wirtschaftliche und humanitäre Unterstützung geleistet haben;

F. in der Erwägung, dass es der Republik Moldau trotz der dramatischen Auswirkungen 
des Krieges gegen die Ukraine gelungen ist, ihre Demokratie deutlich zu konsolidieren 
und den Reformkurs beizubehalten; in der Erwägung, dass sich die Verbesserungen im 
demokratischen System des Landes in seinen Fortschritten bei verschiedenen 
internationalen Indizes niederschlagen: Rang 28 von 180 Ländern in der Rangliste der 
Pressefreiheit von Reporter ohne Grenzen 2023 (gegenüber Rang 40 im Jahr 2022); 
Rang 91 von 180 Ländern im Korruptionswahrnehmungsindex 2022 von Transparency 
International (gegenüber Rang 105 im Jahr 2021); Rang 68 von 140 Ländern im Index 
der Rechtsstaatlichkeit 2022 des World Justice Projects (gegenüber Rang 73 im Jahr 
2021);

G. in der Erwägung, dass die Russische Föderation Provokationen, Desinformationen, 
illegale Unterstützung politischer Parteien, Cyberangriffe und andere hybride Mittel 
eingesetzt hat, um die Stabilität, Souveränität, Verfassungsordnung und die 
demokratische Institutionen der Republik Moldau auszuhöhlen; in der Erwägung, dass 
die subversiven Aktivitäten Russlands in der Republik Moldau darauf abzielen, die 
Unterstützung der Bevölkerung für den vom moldauischen Volk gewählten 
europäischen Weg zu schwächen und eine Destabilisierung herbeizuführen; in der 
Erwägung, dass Russland seine Gasausfuhren als Druckmittel gegen die Regierung der 
Republik Moldau eingesetzt hat, auch gegen deren proeuropäische Ausrichtung; in der 
Erwägung, dass das moldauische Volk und die moldauische Führung trotz all dieser 
Destabilisierungsversuche nach wie vor entschlossen sind, den gewählten 
proeuropäischen Weg fortzusetzen;

1. bekräftigt sein uneingeschränktes Eintreten für die künftige Mitgliedschaft der Republik 
Moldau in der EU; sieht der durch die Kommission durchgeführte Bewertung der Frage, 
inwieweit die Republik Moldau als Teil des Erweiterungspakets 2023 die in der 
Stellungnahme der Kommission genannten Schritte vollzogen hat, erwartungsvoll 
entgegen; fordert in diesem Zusammenhang die Kommission und den Europäischen Rat 
erneut auf, bis Ende 2023 die EU-Beitrittsverhandlungen mit der Republik Moldau 
aufzunehmen;
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2. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die finanzielle und technische Hilfe für die 
Republik Moldau aufzustocken, um den Prozess der raschen und wirksamen Integration 
des Landes in die EU zu begünstigen; fordert die Kommission auf, die nächste Tranche 
der laufenden Makrofinanzhilfe für die Republik Moldau rasch auszuzahlen und 
während der Überarbeitung des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) im Jahr 2023 
zusätzliche Mittel für die Republik Moldau zu identifizieren; fordert die Kommission 
auf, dafür zu sorgen, dass alle ihre künftigen Anforderungen klar und präzise bleiben 
und keine beweglichen Ziele für die Bewerberländer festgelegt werden; betont, dass es 
der Republik Moldau dank der Bereitstellung technischer Hilfe durch die Kommission 
und die Zusammenarbeit mit den Behörden in einer frühen Phase der Ausarbeitung von 
Strategien und Reformen möglich sein wird, die für den EU-Beitritt erforderliche 
Geschwindigkeit und Qualität der Reformen aufrechtzuerhalten;

3. fordert die Kommission auf, darauf hinzuarbeiten, dass die Republik Moldau in die 
überarbeitete IPA-III-Verordnung2 aufgenommen wird, unter anderem indem sie das 
Land dabei unterstützt, sich angemessen auf eine optimale Verwendung der 
Heranführungshilfe vorzubereiten;

4. begrüßt weiterhin die erheblichen Bemühungen der moldauischen Staatsorgane, die 
Reformagenda voranzubringen, um Fortschritte auf dem Weg zur EU-Mitgliedschaft zu 
erzielen; würdigt die Erfolge, die die Republik Moldau bei der Reform des Justizwesens 
erzielt hat, insbesondere im Zusammenhang mit der Umsetzung der Empfehlungen der 
Kommission zum Beitrittsantrag der Republik Moldau; fordert die Regierung auf, mit 
allen Interessenträgern darauf hinzuarbeiten, im Einklang mit den Empfehlungen der 
EU und der Venedig-Kommission eine nachhaltige und umfassende Reform der Justiz 
und der Korruptionsbekämpfung zu verwirklichen;

5. begrüßt die Anstrengungen, die unternommen wurden, um die Zivilgesellschaft besser 
an den Entscheidungsprozessen zu beteiligen; nimmt zur Kenntnis, dass das 
Konsultationsportal www.particip.gov.md aktualisiert wurde und nunmehr die 
automatische Übermittlung von politischen und rechtlichen Entwürfen an die 
Interessenträger und die Erfassung ihrer Kommentare und Vorschläge ermöglicht; 
fordert die staatlichen Stellen auf, die Transparenz der Entscheidungsfindung weiter zu 
verbessern und die Zivilgesellschaft auf allen Ebenen einzubeziehen, da dies die 
öffentliche Unterstützung für die Reformen stärken wird;

6. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten erneut auf, die Integration der Republik Moldau 
zu unterstützen, indem sie das Land in Programme, Instrumente und Agenturen der EU 
wie das Programm „Digitales Europa“, die Europäische Umweltagentur, das Gremium 
Europäischer Regulierungsstellen für elektronische Kommunikation (GEREK), 
DiscoverEU und das Programm „Justiz“ einbeziehen und das Land stärker in die 
Programme, an denen es bereits teilnimmt, wie Erasmus Mundus, einbezieht;

2 Verordnung (EU) 2021/1529 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. September 2021 zur Schaffung des Instruments für Heranführungshilfe (IPA III) 
(ABl. L 330 vom 20.9.2021, S. 1).
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7. begrüßt die jüngsten Entwicklungen in den Bereichen Katastrophenschutz, „Roaming 
zu Inlandspreisen“ und Sicherheit, durch die die Angleichung der Rechtsvorschriften 
beschleunigt werden und die den moldauischen Bürgerinnen und Bürgern die konkreten 
Vorteile engerer Beziehungen zur EU aufzeigen werden, wodurch die Unterstützung der 
Bevölkerung für den Beitrittsprozess und damit für proeuropäische Kräfte im Land 
erhöht wird;

8. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, der Republik Moldau weiterhin politische, 
wirtschaftliche und humanitäre Unterstützung zu leisten, insbesondere über die 
Plattform zur Unterstützung von Moldau;

9. begrüßt die Verlängerung der befristeten Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels, 
die auf die Unterstützung der Wirtschaft der Republik Moldau durch Aussetzung aller 
Zollkontingente abstellen und fordert ihre weitere Fortschreibung; fordert die EU erneut 
auf, angesichts der Struktur der kleinen moldauischen Wirtschaft und auf der Grundlage 
positiver Prüfungsbewertungen die Einfuhr moldauischer Waren tierischen Ursprungs 
weiterhin zu gestatten und die finanzielle Unterstützung für moldauische Landwirte 
aufzustocken, die von Marktstörungen infolge des Krieges in der Ukraine betroffen 
sind;

10. verurteilt aufs Schärfste die beispiellosen hybriden Machenschaften der Russischen 
Föderation, die über ihre kriminellen Handlanger laufen und darauf abzielen, die 
Sicherheit, die Souveränität und die demokratischen Grundlagen des Landes zu 
schwächen, indem sie Wahlvorgänge in der Republik Moldau durch illegale finanzielle 
Unterstützung politischer Parteien zu unterlaufen suchen; fordert in diesem 
Zusammenhang, dass die EU ihre Unterstützung für die Bemühungen der moldauischen 
Regierung, solche Eingriffe in die demokratischen Prozesse des Landes abzuwehren, 
verstärkt, auch durch zusätzliche gezielte Sanktionslisten;

11. begrüßt, dass der Rat einen neuen Sanktionsrahmen verabschiedet hat, um gegen 
Machenschaften vorzugehen, die auf eine Destabilisierung der Republik Moldau 
abzielen, einschließlich der Versuche, die Souveränität und Unabhängigkeit der 
Republik Moldau durch Korruption zu mindern; begrüßt den Beschluss des Rates, von 
diesem Rahmen Gebrauch zu machen, um Sanktionen gegen Ilan Șor, Vladimir 
Plahotniuc, Igor Ceaika, Gheorghe Cavcaliuc und Marina Tauber zu verhängen; fordert 
die EU und die nationalen Behörden auf, dafür zu sorgen, dass diese Sanktionen 
ordnungsgemäß umgesetzt werden;

12. fordert die staatlichen Stellen Russlands erneut auf, die Unabhängigkeit, Souveränität 
und territoriale Integrität der Republik Moldau zu respektieren, Provokationen und 
Versuche, das Land zu destabilisieren und seine verfassungsmäßige Ordnung und 
demokratischen Institutionen zu schwächen, einzustellen, die russischen Streitkräfte aus 
dem Hoheitsgebiet der Republik Moldau abzuziehen und eine friedliche Lösung des 
Transnistrien-Konflikts im Einklang mit den Grundsätzen des Völkerrechts zu 
unterstützen; 
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13. fordert die EU und ihre Organe auf, die Bemühungen der Republik Moldau zur 
Modernisierung ihres Zahlungssystems weiter zu unterstützen, damit das Land die 
Voraussetzungen für die Integration in den einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraum 
(SEPA) erfüllen kann;

14. fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die Republik Moldau 
jedwede erforderliche Unterstützung erhält, damit sie ihre institutionellen Mechanismen 
und ihre Fähigkeit, auf hybride Bedrohungen zu reagieren, stärken kann; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten auf, die Partnerschaftsmission der EU in der Republik Moldau 
(EUPM Moldau) in vollem Umfang einsatzfähig zu machen und zu stärken, sodass 
diese ihren Auftrag zur Verbesserung der Widerstandskraft der Republik Moldau 
erfüllen kann; begrüßt in diesem Zusammenhang die Unterzeichnung des Abkommens 
über die Rechtsstellung der EUPM am 29. September 2023 in Chișinău als wichtigen 
Schritt, damit die Mission ihr Mandat vollständig erfüllen kann; fordert, dass die 
erforderlichen Finanzmittel bereitgestellt werden, sodass Projekte, insbesondere in den 
Bereichen Ausbildung und Ausrüstung, effizient durchgeführt werden können, um die 
Fähigkeiten der Republik Moldau zu stärken;

15. fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst auf, die strategische 
Kommunikation über die EU in der Republik Moldau zu verbessern; fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Medienkompetenz und die 
Unabhängigkeit der Medien in der Republik Moldau weiterhin zu fördern sowie die 
digitale Absicherung ihrer kritischen Infrastruktur und die Ersetzung der IKT-Systeme 
russischer Herkunft zu unterstützen;

16. begrüßt, dass die EU und die Republik Moldau am 29. September 2023 in Chișinău ein 
Abkommen unterzeichnet haben, aufgrund dessen die Republik Moldau dem EU-
Katastrophenschutzverfahren als Teilnehmerstaat beitreten kann; betont, dass sich das 
Land bereits als verlässlicher Partner erwiesen hat, indem es ukrainische 
Kriegsflüchtlinge aufgenommen und ihnen Zuflucht gewährt hat, und die Republik 
Moldau durch den Beitritt zum EU-Katastrophenschutzverfahren unmittelbar dazu 
beitragen wird, die Notfallvorsorge zu verbessern und ein widerstandsfähigeres 
Katastrophenrisikomanagementsystem in Europa aufzubauen;

17. fordert die Mitgliedstaaten erneut auf, die Beiträge, die die Republik Moldau im 
Rahmen der Europäischen Friedensfazilität erhält, zu erhöhen und hierzu längerfristige 
und vorhersehbare jährliche Mittelzuweisungen zu verwenden, und ruft ferner dazu auf, 
Projekte des Europäischen Verteidigungsfonds für die Republik Moldau zu öffnen, um 
die Zusammenarbeit und Innovation im Verteidigungsbereich zu verbessern;

18. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die EU-Unterstützungsplattform für innere 
Sicherheit und Grenzmanagement in der Republik Moldau zu konsolidieren, die die 
Unterstützung der EU und ihrer Mitgliedstaaten für die Republik Moldau koordinieren 
wird, was die Stärkung der Strafverfolgung betrifft, sodass auch die strafrechtlichen und 
sicherheitspolitischen Auswirkungen des Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine 
besser bewältigt werden können;
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19. weist darauf hin, dass die Republik Moldau nach dem gewaltsamen Einmarsch 
Russlands in die Ukraine etwa 110 000 Flüchtlinge aufgenommen hat, was über 4,5 % 
der Gesamtbevölkerung des Landes und damit einem der höchsten Anteile ukrainischer 
Flüchtlinge pro Kopf entspricht; bekräftigt, dass die moldauischen Staatsorgane weitere 
finanzielle und technische Unterstützung seitens der EU benötigen, um diesen 
Flüchtlingszustrom zu bewältigen und die Grundbedürfnisse der Flüchtlinge zu decken;

20. bekräftigt seine Forderung an die EU und ihre Mitgliedstaaten, die Republik Moldau 
weiterhin bei der Sicherstellung ihrer Energieunabhängigkeit zu unterstützen, unter 
anderem durch die Steigerung ihrer Erzeugungskapazität, Konnektivität, 
Diversifizierung und Energieeffizienz; fordert die EU nachdrücklich auf, Soforthilfe zu 
nutzen, um die Anbindung der Republik Moldau an das Stromnetz der EU durch 
Projekte wie die Verbindungsleitung Bălți-Suceava zu verbessern;

21. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, ihre Unterstützung für die Instandsetzung 
und Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur der Republik Moldau zu verstärken, u. a. 
durch den Bau einer Gleisverbindung mit europäischer Spurweite von Chișinău nach 
Iași (Rumänien), um die Solidaritätskorridore zwischen der EU und der Ukraine sowie 
die Wirtschaft der Republik Moldau und der Ukraine zu unterstützen;

22. fordert die Kommission angesichts der Aufgaben, die die Republik Moldau zu 
bewältigen hat, und ihres Status als Bewerberland erneut auf, ihre Personalkapazitäten 
sowohl in Brüssel als auch in Chișinău weiter aufzustocken, um den Beitrittsprozess des 
Landes zu bearbeiten und zu unterstützen;

23. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Vizepräsidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, der Regierung und dem Parlament der Republik Moldau, der 
Russischen Föderation, den Vereinten Nationen, der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa und dem Europarat zu übermitteln.


